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OBERLANDESGERICHT DÜSSELDORF 

Hinweisbeschluss 

In dem Rechtsstreit 

./. 

hat der 10. Zivilsenat des Oberlandesgerichts Düsseldorf  
durch die Vorsitzende Richterin am Oberlandesgericht 
und die Richter am Oberlandesgericht  und   

am 23.01.2023 

beschlossen: 

Der Senat beabsichtigt, die Berufung der Beklagten gegen das am 30.05.2022 
verkündete Urteil der 18c. Zivilkammer des Landgerichts Düsseldorf – Einzel-
richterin – gemäß § 522 Abs. 2 ZPO durch einstimmigen Beschluss als unbe-
gründet zurückzuweisen. 

Die Beklagte erhält Gelegenheit zur Stellungnahme bis zum 10.02.2023. 

Der Senatstermin vom 26.01.2023 wird aufgehoben. 

Der Streitwert wird für das Berufungsverfahren auf 26.146 € festgesetzt. 

Gründe: 

A. 

Der Kläger macht Rückzahlungsansprüche im Zusammenhang mit der Teilnahme an 
Online-Glücksspielen auf einer von der in Gibraltar ansässigen Beklagten betriebenen 
Website geltend. In dem Zeitraum vom 28.07.2017 bis zum 11.06.2020 zahlte der Klä-
ger insgesamt 26.146 € an die Beklagte, die er vollständig verlor. 
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Die Beklagte verfügt über eine Glücksspiel-Erlaubnis in Gibraltar, nicht aber in 
Deutschland. 

Der Kläger verlangt Rückzahlung der verlorenen Beträge. Er verweist darauf, dass 
nach § 4 Abs. 4 des bis 2021 geltenden Glücksspielstaatsvertrags vom 15.12.2011 (im 
Folgenden: GlüStV 2011) das Veranstalten und Vermitteln öffentlicher Glücksspiele im 
Internet verboten gewesen und der Glücksspielvertrag nichtig sei. Er behauptet, er 
habe keine Kenntnis von der Illegalität des Online-Glücksspiels gehabt. Außerdem sei 
er spielsüchtig. 

Nach Ansicht der Beklagten sei auf Grundlage der in ihren Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen enthaltenen Rechtswahl nicht deutsches, sondern das Recht Gibraltars an-
zuwenden. Selbst bei Anwendung deutschen Rechts seien die geschlossenen Spiel-
verträge als wirksam anzusehen. Das deutsche Verbot des § 4 Abs. 4 GlüStV 2011 
verstoße unter dem Gesichtspunkt der Dienstleistungsfreiheit gegen EU-Recht und sei 
deswegen unwirksam. Zumindest sei ihr Glücksspielangebot von den zuständigen 
Aufsichtsbehörden geduldet worden. 

Wegen der weiteren Einzelheiten des erstinstanzlichen Sach- und Streitstandes sowie 
wegen der in erster Instanz gestellten Anträge wird gemäß § 540 Abs. 1 Nr. 1 ZPO auf 
den Tatbestand des angefochtenen Urteils verwiesen. 

Das Landgericht hat die Beklagte antragsgemäß zur Zahlung von 26.146 € nebst Pro-
zesszinsen an den Kläger verurteilt. Entgegen der Ansicht der Beklagten sei deutsches 
Recht anzuwenden. Auf dieser Grundlage seien die jeweiligen Spielverträge gemäß 
§ 134 BGB wegen eines Verstoßes gegen §§ 4 Abs. 1 Satz 1 u. Abs. 4 GlüStV 2011 
als nichtig anzusehen. Der Rückzahlungsanspruch des Klägers aus § 812 Abs. 1 
Satz 1 Alt. 1 BGB stünden weder § 817 Satz 2 BGB noch § 762 Abs. 1 Satz 2 BGB 
entgegen. Ebenso wenig sei der Anspruch nach § 814 Alt. 1 BGB oder § 242 BGB 
ausgeschlossen. Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die Entscheidungsgründe 
der landgerichtlichen Entscheidung Bezug genommen. 

Die Beklagte verfolgt mit ihrer Berufung ihr erstinstanzliches, auf Abweisung der Klage 
gerichtetes Begehren vollumfänglich weiter. Dabei wiederholt und vertieft sie ihr erst-
instanzliches Vorbringen. Wegen der Einzelheiten wird auf die Berufungsbegründung 
vom 07.09.2022 und den weiteren Schriftsatz vom 17.01.2023 Bezug genommen. 

Die Beklagte beantragt, 
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das am 30. Mai 2022 verkündete Urteil des Landgerichts Düsseldorf, Az. 18c O 
2/21, abzuändern und die Klage abzuweisen. 

Der Kläger beantragt, 

die Berufung zurückzuweisen. 

Er verteidigt das erstinstanzliche Urteil. Dabei wiederholt und vertieft er sein erstin-
stanzliches Vorbringen. Wegen der Einzelheiten wird auf die Berufungserwiderung 
vom 04.10.2022 Bezug genommen. 

B. 

Die zulässige Berufung hat offensichtlich keine Aussicht auf Erfolg; sie hat auch keine 
rechtsgrundsätzliche Bedeutung und erfordert keine mündliche Verhandlung (§ 522 
Abs. 2 ZPO). 

Das Vorbringen der Beklagten in der Berufungsbegründung gibt keinen Anlass zu ei-
ner Abänderung der erstinstanzlichen Entscheidung. Weder beruht das Urteil des 
Landgerichts auf einer Rechtsverletzung, noch rechtfertigen nach § 529 ZPO zu-
grunde zu legende Tatsachen eine andere Entscheidung (§ 513 Abs. 1 ZPO). 

Zu Recht hat das Landgericht die Klage als zulässig angesehen (nachfolgend I.) und 
ist von einer Anwendbarkeit deutschen Rechts ausgegangen (nachfolgend II.). Auf die-
ser Grundlage hat es ohne Rechtsfehler einen Rückzahlungsanspruch des Klägers 
bejaht (nachfolgend III.). 

I.  

Die Klage ist zulässig. Das Landgericht hat die – auch im Berufungsverfahren von 
Amts wegen zu prüfende (vgl. BGH, Urt. v. 28.11.2002 – III ZR 102/02 – juris Rn. 9) – 
internationale Zuständigkeit der deutschen Gerichte zutreffend bejaht. Da die Parteien 
keine Einwendungen gegen die zutreffenden Erwägungen des Landgerichts erhoben 
haben, bedarf es keiner ergänzenden Ausführungen des Senats. 

II.  

Ohne Rechtsfehler hat das Landgericht das deutsche Recht auf den vorliegenden 
Rechtsstreit angewandt. 
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Die Anwendbarkeit deutschen Rechts ergibt sich aus Art. 6 Abs. 1 der Verordnung 
(EG) Nr.593/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17.06.2008 über 
das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht (Rom I-VO). Danach ist 
bei Verträgen mit Verbrauchern – wie hier – das Recht des Staates anzuwenden, in 
dem der Verbraucher seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Dies betrifft auch die Beur-
teilung der Wirksamkeit des Vertrages sowie etwaige Folgen der Nichtigkeit des Ver-
trags, vgl. Art. 12 Abs. 1 lit. a, e Rom I-VO, einschließlich der bereicherungsrechtlichen 
Folgen, vgl. Art. 10 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 864/2007 des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 11.07.2007 über das auf außervertragliche Schuldverhält-
nisse anzuwendende Recht (Rom II-VO). 

Etwas anders ergibt sich auch nicht aus der in den AGB der Beklagten unter Ziffer 24 
enthaltenen Rechtswahlklausel (so auch OLG Frankfurt, Beschl. v. 05.05.2022 – 19 U 
281/21 – von der Beklagten mit der Berufungserwiderung vorgelegt). Dabei ist dem 
Landgericht entgegen dem Vorbringen der Berufung nicht vorzuhalten, die Wirksam-
keit der Rechtswahlklausel nach deutschem statt dem maßgeblichen Recht Gibraltars 
beurteilt zu haben. Auch wenn die Beklagte im Ausgangspunkt zutreffend darauf ver-
weist, dass die Wirksamkeit einer Rechtswahl grundsätzlich nach dem gewählten 
Recht und nicht nach der lex fori zu beurteilen ist (vgl. BeckOGK/Rühl, 1.7.2019, Rom 
I-VO Art. 6 Rn. 247 m.w.N.), unterliegen die streitgegenständlichen Spielverträge wei-
terhin den Vorgaben der §§ 305 ff. BGB. Dies gilt auch für die enthaltene Rechtswahl-
klausel. 

Dies ergibt sich aus dem Umstand, dass nach Art. 6 Abs. 2 Satz 2 Rom I-VO eine 
Rechtswahl dem Verbraucher nicht den Schutz der Bestimmungen entziehen darf, von 
denen nach dem ohne die Rechtswahl anzuwendenden Recht nicht durch Vereinba-
rung abgewichen werden darf. Dementsprechend sind die §§ 305 ff. BGB auf Verbrau-
cherverträge, die Verbraucher mit gewöhnlichem Aufenthalt in Deutschland geschlos-
sen haben, auch unter Geltung der Rom I-VO anwendbar (BGH, Urt. v. 19.07.2012 - I 
ZR 40/11 - juris Rn. 33). 

Die Rechtswahlklausel in den AGB der Beklagten benachteiligt den Kläger als Ver-
braucher aber unangemessen, weil sie intransparent ist, nachdem aus ihr gerade nicht 
klar und verständlich hervorgeht, welche Rechtsvorschriften tatsächlich Anwendung 
finden, und sie den Eindruck vermittelt, es sei lediglich das Recht Gibraltars anzuwen-
den; insbesondere fehlt ein deutlicher Hinweis darauf, dass der Kläger als Verbraucher 
nach Art. 6 Abs. 2 Satz 2 Rom I-VO durch die Rechtswahl nicht den Schutz der zwin-
genden Vorschriften des deutschen Rechts verlieren kann (vgl. EuGH, Urt. v. 
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28.07.2016 – C-191/15 – juris Rn. 71; BGH, Urt. v. 19.07.2012 – I ZR 40/11 – juris Rn. 
34 ff.; OLG Frankfurt, Beschl. v. 08.04.2022 – 23 U 55/21 – juris Rn. 46). 

Die Überschrift in Ziffer 24 der Vertragsbedingungen „Anwendbares Recht” vermittelt 
dem Verbraucher einen falschen Eindruck und hält ihn potenziell davon ab, geeignete 
Rechtsschutzmöglichkeiten zu ergreifen. Insgesamt wird aus der pauschalen Verwei-
sung auf ausländisches Recht nicht hinreichend konkret erkennbar, in welchem Um-
fang verwiesen wird und welche Regelungen schließlich Anwendung finden (so auch 
OLG Frankfurt, Beschl. v. 05.05.2022 – 19 U 281/21 –). 

III.  

Der Kläger kann von der Beklagten gemäß § 812 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 BGB die von ihm 
gezahlten Einsätze in Höhe von insgesamt 26.146 € von der Beklagten zurück bean-
spruchen. Die Beklagte hat diese Beträge ohne rechtlichen Grund vereinnahmt (nach-
folgend 1.). Der Anspruch des Beklagten ist auch nicht weder durch § 817 Satz 2 BGB 
noch § 762 Abs. 1 Satz 2 BGB ausgeschlossen (nachfolgend 2.). Ebenso wenig sei 
der Anspruch nach § 814 Alt. 1 BGB oder § 242 BGB ausgeschlossen (nachfolgend 
3.). 

1.  

Die Spielverträge sind wegen eines Verstoßes gegen §§ 4 Abs. 1 Satz 2, Abs. 4. 
GlüStV 2011 nichtig. 

Die genannte Regelung verstößt nicht gegen unionsrechtliche Vorgaben (nachfolgend 
a.). Ihrer Anwendung steht auch keine faktische Duldung durch die zuständigen Auf-
sichtsbehörden entgegen (nachfolgend b). 

a)  

Entgegen den Ausführungen der Beklagten in der Berufungsbegründung ist § 4 Abs. 1 
Satz 2, Abs. 4 GlüStV 2011 auch nicht wegen eines Verstoßes gegen unionsrechtliche 
Vorgaben unanwendbar (vgl. hierzu BGH, Urt. v. 22.07.2021 – I ZR 194/20 – juris Rn. 
45; OLG Köln, Urt. v. 31.10.2022 – 19 U 51/22 – juris Rn. 53; OLG Dresden, Urt. v. 
27.10.2022 – 10 U 736/22 – juris Rn. 38; OLG München, Beschl. v. 04.08.2022 – 18 
U 538/22 – juris Rn. 4 ff.; Beschl. v. 22.11.2021 – 5 U 5491/21, – BeckRS 2021, 55957; 
OLG Frankfurt, Beschl. v. 08.04.2022 – 23 U 55/21 – juris Rn. 48; OLG Hamm, Beschl. 
v. 12.11.2021 – 12 W 13/21 – juris Rn. 16; KG, Urt. v. 06.10.2020 – 5 U 72/19 – juris 
Rn. 41 ff.). 
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Entgegen der Argumentation der Beklagten kann aus der Neuregelung im Rahmen 
des GlüStV 2021 nicht darauf geschlossen werden, dass die zuvor geltenden, stren-
geren Vorgaben des GlüStV 2011 mit der in Art. 67 AEUV verankerten Dienstleistungs-
freiheit unvereinbar waren (so auch OLG München, Beschl. v. 20.09.2022 – 18 U 
538/22 – juris Rn. 15). 

Auch der Bundesgerichtshof zieht in seinem Beschluss vom 13.09.2022 – XI ZR 
515/21 – die Wirksamkeit des § 4 Abs. 1 Satz 2 GlüStV 2011 nicht in Zweifel. 

b)  

Die Beklagte kann dem Kläger im vorliegenden Rechtsstreit nicht mit Erfolg auf eine 
(angebliche) Duldung ihres Glücksspielangebots durch die deutschen Behörden beru-
fen. 

aa) 

Der zivilrechtliche Schutz für private (natürliche oder juristische) Personen einerseits 
und die verwaltungsbehördliche Durchsetzung öffentlich-rechtlicher Verhaltenspflich-
ten andererseits stehen grundsätzlich unabhängig nebeneinander. Die Verfolgung zi-
vilrechtlicher Ansprüche (hier aus §§ 812 Abs. 1, § 134 BGB, § 4 Abs. 4 GlüStV 2011) 
hängt nicht davon ab, ob Verwaltungsbehörden öffentlich-rechtliche Verhaltenspflich-
ten durchsetzen. Die Beklagte kann sich daher gegenüber dem Kläger nicht darauf 
berufen, die zuständige Verwaltungsbehörde sei gegen den von ihr begangenen Ge-
setzesverstoß nicht vorgegangen, sondern habe ihn geduldet (vgl. BGH, Urt. v. 
22.07.2021 – I ZR 194/20 – juris Rn. 53; KG, Urt. v. 06.10.2020 - 5 U 72/19 – juris Rn. 
53; OLG Frankfurt, Beschl. v. 08.04.2022 – 23 U 55/21 – juris Rn. 49, OLG Dresden, 
Urt. v. 27.10.2022 – 10 U 736/22 – juris Rn. 49). 

bb) 

Auch lässt sich die von der Beklagten behauptete bewusste Duldung des unerlaubten 
Online-Glücksspiels keineswegs dem von der Beklagten in Bezug genommenen „Um-
laufbeschluss der Chefinnen und Chefs der Staats- und Senatskanzleien der Länder 
vom 08.09.2020“ entnehmen (vgl. BGH, Urt. v. 22.07.2021 – I ZR 194/20 – juris Rn. 
54). In dem Umlaufbeschluss wird weder von der Rechtmäßigkeit des Angebots von 
Online- Glücksspielen ausgegangen, noch von deren Erlaubnisfähigkeit (bezogen auf 
die Zeit bis zum 30.06.2021) und ihm ist selbstverständlich auch keine Erlaubnis zu 
entnehmen. Vielmehr soll laut Gliederungspunkt 5 dieses Umlaufbeschlusses unter 
der Überschrift „Vollzug gegen unerlaubtes Glücksspiel im Zeitraum bis zum 30. Juni 
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2021“ „im Rahmen der zur Verfügung stehenden Kapazitäten … der Vollzug gegen 
unerlaubte Glücksspiele auf … [bestimmte] Anbieter konzentriert“ werden. Da die An-
zahl der illegalen Internetglücksspielanbieter groß ist und die behördlichen Verfol-
gungskapazitäten naturgemäß begrenzt sind, können faktisch ohnehin nicht alle 
Schwarzmarktanbieter – wie die Beklagte eine ist bzw. im streitgegenständlichen Zeit-
raum war – behördlich verfolgt werden, auch wenn das wünschenswert wäre. Die Ge-
samtheit der Rechtsbrecher teilt sich also zwangsläufig stets auf in behördlich verfolgte 
und nicht verfolgte. In dem Umlaufbeschluss geht es darum, diese ohnehin begrenzten 
Kapazitäten auf eine bestimmte Gruppe von Rechtsbrechern zu konzentrieren (die ab-
sehbar auch künftige Regelungen nicht einhalten wollen) und die verbleibende Gruppe 
aktueller Rechtsbrecher (die - wie auch die Beklagte von sich behauptet - künftige 
Regeln einhalten wollen) bis zum Inkrafttreten eines geänderten Glücksspielstaatsver-
trags unverfolgt zu lassen (ebenso KG, Urt. v. 06.10.2020 - 5 U 72/19 – juris Rn. 57; 
OLG Dresden, Urt. v. 27.10.2022 – 10 U 736/22 –juris Rn. 50). 

Es liegt auf der Hand, dass jedenfalls den Zivilgerichten ein solches „Auswahlermes-
sen“ nicht zusteht. Sie haben vielmehr jeden Beklagten auf Antrag eines Klägers zu 
verurteilen, wenn sich dies so aus der geltenden Gesetzeslage ergibt (ebenso KG, Urt. 
v. 06.10.2020 - 5 U 72/19 – juris Rn. 58; OLG Dresden, Urt. v. 27.10.2022 – 10 U 
736/22 –juris Rn. 51). 

c)  

Der Verstoß gegen § 4 Abs. 1 Satz 2 u. Abs. 4 GlüStV führt zur Nichtigkeit der Spiel-
verträge. Entgegen der Ansicht der Beklagten in der Berufungsbegründung ergibt sich 
nichts anderes aus dem Zweck der genannten Verbotsnorm (vgl. OLG München, Be-
schl. v. 04.08.2022 – 18 U 538/22 – juris Rn. 3; BeckOGK/Vossler, 01.12.2022, BGB 
§ 134 Rn. 219 m.w.N.). 

Der Nichtigkeit gemäß § 134 BGB steht auch nicht entgegen, dass sich die Verbots-
norm des § 4 Abs. 4 GlüStV nur an die Beklagte, nicht jedoch an den Kläger richtet. 
Betrifft das gesetzliche Verbot nur einen Vertragspartner, so hat dies im Regelfall nicht 
die Unwirksamkeit des Rechtsgeschäfts zur Folge; anderes gilt aber, wenn es mit dem 
Sinn und Zweck des Verbotsgesetzes nicht vereinbar wäre, die durch das Rechtsge-
schäft getroffene rechtliche Regelung hinzunehmen und bestehen zu lassen, und hier-
aus die Nichtigkeit des Rechtsgeschäfts gefolgert werden muss (BGH, Urt. v. 
12.05.2011 – III ZR 107/10 – juris Rn. 12 m.w.N.). So liegt der Fall indes hier; denn es 
liefe dem Sinn und Zweck, insbesondere der Bekämpfung der Spielsucht und dem 
Jugendschutz, zuwider, geschlossene Verträge über Online-Glücksspiele trotz des 
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Verbots als wirksam anzusehen (vgl. OLG Köln, Urt. v. 31.10.2022 – 19 U 51/22 – 
juris Rn. 53). 

Etwas anderes ergibt sich – anders als die Beklagte mit Schriftsatz vom 13.01.2023 
geltend macht – auch nicht aus der Entscheidung des Bundesgerichtshofs vom 
13.09.2022 – XI ZR 515/21 –, die sich allein mit dem in § 4 Abs. 1 Satz 2 Alt. 2 GlüStV 
enthaltenen Verbot befasst. Der Bundesgerichtshof stellt fest, dass der Verstoß eines 
Zahlungsdienstleisters gegen das Verbot nach § 4 Abs. 1 Satz 2 Alt. 2 2 GlüStV 2011, 
an Zahlungen im Zusammenhang mit unerlaubtem Glücksspiel mitzuwirken, indem er 
den vom Spieler autorisierten Zahlungsvorgang ausführt, nicht zur Nichtigkeit der Au-
torisierung führt (vgl. BGH, Beschl. v. 13.09.2022 – XI ZR 515/21 – juris Rn. 12 ff.). 

Auch die von der Beklagten angeführte Beurteilung des Bundesgerichtshofs, wonach 
die Interessen des Spielers nicht gebieten, ihn durch die Nichtigkeit der von ihm be-
wirkten Autorisierung vor den wirtschaftlichen Folgen des Glücksspiels zu schützen, 
beziehen sich allein auf das Schuldverhältnis zwischen dem Zahlungsdienstleister und 
den Spieler als Zahlungsdienstnutzer (vgl. BGH, Beschl. v. 13.09.2022 – XI ZR 515/21 
– juris Rn. 16). Der Bundesgerichtshof stellt allein auf § 4 Abs. 1 Satz 2 Alt. 2 GlüStV 
ab, nicht aber auf die 1. Alternative, dem Verbot des Veranstaltens und des Vermittelns 
unerlaubten Glücksspiels. Entgegen der Ansicht der Beklagten sind die Wertungen 
des Bundesgerichtshofs nicht zwingend auch auf das Verhältnis zwischen dem Spieler 
und dem Glücksspielanbieters zu übertragen. Dies ergibt sich schon aus der unter-
schiedlichen Interessenlage. Während für den Glücksspielanbieter ohne weiteres er-
kennbar ist, rechtswidrig zu handeln, ist dies für den Zahlungsdienstleister bei der Aus-
führung einer Zahlung nicht zwingend der Fall, insbesondere dann, wenn der Glücks-
spielanbieter neben unzulässigen, auch zugelassene Glücksspiele anbietet.  

Soweit die Beklagte auf Randnummer 11 der Entscheidung v. 13.09.2022 verweist, in 
der der Bundesgerichtshof unter anderem ausführt, dass für die zivilrechtliche Sank-
tion der Nichtigkeit nach § 134 BGB kein Platz verbleibe, wenn es ausreiche, dem 
gesetzlichen Verbot durch verwaltungs- bzw. strafrechtliche Maßnahmen Nachdruck 
zu verleihen, handelt es sich hierbei um die Darstellung seiner allgemeinen Grund-
sätze zu den Voraussetzungen des § 134 BGB, die sich nicht konkret auf die Regelung 
des § 4 Abs. 1 Satz 2 GlüStV 2011 beziehen. 

2.  

Dem Rückforderungsanspruch scheitert auch nicht an § 817 Satz 2 BGB (nachfolgend 
a) oder § 762 Satz 1 BGB entgegen (nachfolgend b) 
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a)  

§ 817 Satz 2 BGB steht dem Rückforderungsanspruch des Klägers nicht entgegen. 
Nach dieser Norm ist ein Rückforderungsanspruch u.a. dann ausgeschlossen, wenn 
auch dem Leistenden ein Verstoß gegen ein gesetzliches Verbot zur Last fällt. 

Insoweit kann dahingestellt bleiben, ob der Kläger sich der Einsicht in die Gesetzes-
widrigkeit der Spielangebote und damit eines Verstoßes gegen § 285 StGB leichtfertig 
verschlossen hat. Im Rahmen des Rückforderungsverbots des § 817 Satz 2 BGB kann 
nicht außer Betracht bleiben, welchen Zweck das in Frage stehende Verbotsgesetz 
verfolgt. Im Einzelfall kann eine einschränkende Auslegung der Vorschrift geboten sein 
(BGH, Urt. v. 31.05.1990 – VII ZR 336/89 – juris Rn. 15). Innerhalb der Leistungskon-
diktion darf der Schutzzweck der jeweiligen nichtigkeitsbegründenden Norm nicht da-
durch konterkariert werden, dass der durch sie zu verhindernde sittenwidrige Zustand 
perpetuiert oder weiterem sitten- und verbotswidrigen Handeln Vorschub geleistet wird 
(vgl. BGH, Urt. v. 18.12.2008 – III ZR 132/08 – juris Rn. 14 m.w.N.). 

Dies gilt auch für den Fall, dass sich der Leistende der Einsicht der Sittenwidrigkeit 
möglicherweise leichtfertig verschlossen hat. So hat der Bundesgerichtshof etwa für 
die Fälle der sog. Schenkkreise ausgeführt, dass die Kondiktionssperre nicht dazu füh-
ren dürfe, dass die Initiatoren der “Spiele”, die mit sittenwidrigen Methoden erlangten 
Gelder im Ergebnis behalten dürften (BGH, Urt. v. 10.11.2005 – III ZR 72/05 – juris 
Rn. 12). Auch innerhalb der Leistungskondiktion ist der Schutzzweck der jeweiligen 
nichtigkeitsbegründenden Norm maßgebend, der nicht konterkariert werden darf 
(BGH, Urt. v. 13.03.2008 – III ZR 282/07 – juris Rn. 10). Vorliegend sind die Regelun-
gen des GlüStV – wie ausgeführt – dazu bestimmt, den Spielteilnehmer vor suchtför-
dernden, ruinösen und/oder betrügerischen Erscheinungsformen des Glücksspiels zu 
schützen. Auch die konkret einschlägige Verbotsnorm gemäß § 4 Abs. 4 GlüStV ver-
folgt jedenfalls unter anderem den Zweck des Spielerschutzes. Diese Intention des 
Verbotsgesetzes würde jedoch unterlaufen, wenn die Spieleinsätze, die ein Spieler 
tätigt, in zivilrechtlicher Hinsicht kondiktionsfest wären, also dem Anbieter des verbo-
tenen Glücksspiels dauerhaft verblieben (so auch OLG Köln, Urt. v. 31.10.2022 – 19 
U 51/22 – juris Rn. 67; OLG Dresden, Urt. v. 27.10.2022 – 10 U 736/22 – juris Rn. 56). 

Die Argumentation der Beklagten, der Spielerschutz würde geradezu konterkariert, 
wenn verlorene Spieleinsätze zurückerstattet würden, denn gerade die besonders vul-
nerablen Spielsüchtigen würden die rückerstatteten Beträge innerhalb kürzester Zeit 
wieder verspielen, vermag nicht zu überzeugen. 
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b)  

Die Rückforderung ist vorliegend auch nicht gemäß § 762 Abs. 1 Satz 2 BGB ausge-
schlossen. Die Anwendbarkeit der Vorschrift setzt eine Wirksamkeit des Spiel- und 
Wettvertrags voraus. Unwirksam sind insbesondere solche Spiele und Wetten, die – 
wie hier – gegen gesetzliche Verbote oder die guten Sitten verstoßen (vgl. OLG Köln, 
Urt. v. 31.10.2022 – 19 U 51/22 – juris Rn. 55; OLG Dresden, Urt. v. 27.10.2022 – 10 
U 736/22 – juris Rn. 52; OLG Frankfurt, Beschl. v. 08.04.2022 – 23 U 55/21 – juris Rn. 
58). 

3.  

Ebenso wenig ist der Anspruch durch § 814 Alt. 1 BGB (nachfolgend a) oder § 242 
ausgeschlossen (nachfolgend b.) 

a)  

Dem Rückzahlungsanspruch des Klägers steht auch nicht § 814 BGB entgegen. Da-
nach kann das zum Zwecke der Erfüllung einer Verbindlichkeit Geleistete nicht zurück-
gefordert werden, wenn der Leistende gewusst hat, dass er zur Leistung nicht ver-
pflichtet war. 

Erforderlich ist positive Kenntnis der Nichtschuld im Zeitpunkt der Leistung; ein „Ken-
nenmüssen“ genügt nicht, selbst wenn die Unkenntnis auf grober Fahrlässigkeit be-
ruht. Es genügt auch nicht, wenn dem Leistenden die Tatsachen bekannt sind, aus 
denen sich das Fehlen einer rechtlichen Verpflichtung ergibt. Vielmehr muss der Leis-
tende aus diesen Tatsachen nach der maßgeblichen Parallelwertung in der Laien-
sphäre auch die zutreffende rechtliche Schlussfolgerung gezogen haben (st.. Rspr, 
vgl. etwa BGH, Urt. v. 02.12.2021 – IX ZR 110/20 – juris Rn. 21; Beschl. v. 04.09.2018 
– VIII ZR 100/18 – juris Rn. 17; Urt. v. 05.03.2015 – IX ZR 133/14 – juris Rn. 44 
m.w.N.). Die Beweislast dafür trägt der Empfänger (BGH, Beschl. v. 04.09.2018 – VIII 
ZR 100/18 – juris Rn. 9). 

Dass dem Kläger hier positiv bekannt war, dass die zugrundeliegenden Verträge mit 
der Beklagten nichtig und er deshalb zur Leistung nicht verpflichtet war, ist nicht er-
sichtlich. 
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b)  

Der Rückzahlungsanspruch ist vorliegend auch nicht wegen Rechtsmissbräuchlichkeit 
gemäß § 242 BGB ausgeschlossen (vgl. OLG Köln, Urt. v. 31.10.2022 – 19 U 51/22 – 
juris Rn. 71; OLG Frankfurt, Beschl. v. 08.04.2022 – 23 U 55/21 – juris Rn. 59). 

Ein Vertrauenstatbestand zugunsten der Beklagten kann schon aufgrund ihres eige-
nen gesetzeswidrigen Handelns nicht angenommen werden. Vor diesem Hintergrund 
erscheinen ihre Interessen auch nicht als vorrangig schutzwürdig i.S.v. § 242 BGB. 
Indem die Beklagte einen ihr ohne weiteres möglichen Hinweis unterlassen hat, dass 
die Online-Glücksspiele in Deutschland nicht zulässig waren, ist sie zum einen be-
wusst die Gefahr eingegangen, Gelder ohne Rechtsgrund einzunehmen. Dass das 
Behalten von Geldern, die die Beklagte durch die rechtswidrige Veranstaltung von 
Glücksspiel eingenommen hat, besonders schutzwürdig wäre, ist nicht ersichtlich. 
Zum anderen hat der Kläger für die von ihm geleisteten Spieleinsätze aber auch keine 
einklagbaren Forderungen erhalten, so dass es nicht treuwidrig erscheint, die Spiel-
einsätze zurückzufordern (vgl. OLG Braunschweig, Beschl. v. 3.12.2021 – 8 W 20/21, 
BeckRS 2021, 55956 Rn. 18). Im Übrigen ist auch im Rahmen von § 242 BGB die 
bereits unter B. II. 2. a) im Zusammenhang mit der teleologischen Reduktion des § 817 
Satz 2 BGB dargelegte Wertung zu beachten (vgl. OLG Hamm, Beschl. v. 12.11.2021 
– 12 W 13/21 – juris Rn. 23). 

4. 

Die Zinsforderung des Klägers ergibt sich aus §§ 288 Abs. 1, 286 Abs. 1 Satz 2, 291 
BGB 

C. 

Der Senat legt der Beklagten nahe, zur Vermeidung höherer Kosten die Berufung zu-
rückzunehmen. 

 




